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Wieso gelingt es uns nicht, Städte zu bauen, wo wir 
nicht vor Lärm verdummen, nicht täglich in einem 
Verkehrshexenkessel zermürbt werden? (...) 

Man kennt den verfänglichen harmlosen Einwand: 
Nur keine Verpolitisierung der Planung! Unsere 
Meinung aber geht dahin, dass Städtebaufragen, die 
jeden Bürger angehen, nicht als Fachfragen (...) vor 
das Volk gehören, wohl aber als Frage: Welche Art 
von Gesellschaft wollt ihr? Also enthüllt als politi-
sche Alternative, enthüllt an konkreten Problemen, 
wie der Städtebau sie täglich liefert. Nur so kommen 
wir zur Willensbildung, womit die Masse zum Volk 
wird, der Einwohner zum Bürger, die Demokratie zu 
einer schöpferischen Realität - und das Häusermeer 
zur echten Stadt, zu unserer Stadt, die gewährleistet, 
was uns wichtig ist, und ausdrückt, wes Geistes Kind 
wir sind. 

Max Frisch, Wer formuliert  die Aufgabe? 
Bauwelt 1957, S.729 
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Je peinlicher die Theorie der wissenschaftlichen Er-
kenntnis den Disziplinen nachgeht, desto unverkenn-
barer stellt deren methodische Inkohärenz sich dar. 
Mit jedem einzelwissenschaftlichen Bereiche führen 
neue und unableitbare Voraussetzungen sich ein, in 
jedem werden die Probleme der ihm vorgelagerten 
mit derselben Nachdrücklichkeit als gelöst betrach-
tet, mit der die Unabschließbarkeit ihrer Auflösung 
in anderem Zusammenhange behauptet wird. (...) 
Allein es ist diese Diskontinuität der wissenschaftli-
chen Methode so weit entfernt, ein minderwertiges, 
vorläufiges Stadium der Erkenntnis zu bestimmen, 
dass sie vielmehr deren Theorie positiv fördern 
könnte, wenn nicht die Anmaßung sich dazwischen 
legte, in einem enzyklopädischen Umfassen der Er-
kenntnisse der Wahrheit, die sprunglose Einheit 
bleibt, habhaft zu werden. 

Walter Benjamin1 

A. Einleitung 

I. Die Antinomie von (Bau-)Kunst und Macht 

Im Angesicht der behutsam wiederhergestellten Schönheit so manchen Ortes in 
den neuen Bundesländern kommt schmerzhaft  zu Bewusstsein, von welchen Wun-
den sich die deutschen Städte noch erholen müssten. Nach Siedlers Diktum von 
der „gemordeten Stadt" (1961) und Mitscherlichs Anwurf  der „Unwirtlichkeit" 
(1965)2 kann es inzwischen als allgemeine Erkenntnis gelten, dass das Antlitz der 
deutschen Städte im 20. Jahrhundert verkommen ist. Anlass zur Hoffnung  gibt, 
dass heute auch die Einsicht, dass es mit einzelnen Verschönerungsmaßnahmen 
nicht getan ist, allgemein zu werden scheint. Es hilft ja nicht, die Pflasterung öf-
fentlicher Plätze mit immer neuen Linien und Rosetten zu versehen, andere Poller, 
Mülleimer oder Wegweiser zu verwenden, Brunnen zu installieren, Fußgängerzo-
nen auszuweisen oder Altstadthäuser herauszuputzen. Gestaltwirkungen vermit-
teln in erster Linie die baulichen Strukturen der Stadt: das Verhältnis von Straße, 
Platz und Haus, das von privaten und öffentlichen  Flächen, die Verteilung der Vo-
lumina im Raum, die Vielfalt sinnlich wahrnehmbarer Beziehungen - ob sie gese-
hen, gehört oder ergangen werden - , die in Alterung und Erneuerung zum Aus-

1 Ursprung des deutschen Trauerspiels, 1990, S. 15. 
2 Siedler/Niggemeyer,  Die gemordete Stadt, 1961; Mitscherlich,  Die Unwirtlichkeit unserer 

Städte, 1965. 

2* 
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druck kommende Historizität städtischer Orte, die Materialität von Bauwerken und 
Stadträumen. 

Manches städtebauliche Projekt der 90er Jahre hat daraus Folgerungen gezogen, 
allen voran die mutigen und schönen Entwürfe neuer Siedlungen im Freiburger Rie-
selfeld und im Potsdamer Kirchsteigfeld.3 Auch die bestehende Stadt wurde wieder-
entdeckt: die ganze Stadt und nicht nur ihre Teile „historische Altstadt" und „Neu-
bauviertel" - und sowohl die Kernstadt4 wie die sich scheinbar unaufhaltsam aus-
breitende „Zwischenstadt"5. 

Die 90er Jahre haben auch in Bezug auf die Verfahren,  die Stadt zu finden und zu 
erfinden, neue Phantasie freigesetzt.6 Die Stadtentwicklungsplanung hat in neuen 
Verfahrensformen,  die inhaltlich auf Gestaltorientierung und prozedural auf ein Zu-
sammenwirken der städtischen Akteure setzen, zu einem neuen Anwendungsfeld 
gefunden.7 Auch andere, räumlich weniger umfassende Vorhaben sind in Zielset-
zung und Verfahren  ambitiös und erfolgreich,  angefangen beim trotz mancher Kritik 
unverzichtbaren Wettbewerb8 über unkonventionelle Vorgehensweisen wie dem 
Community Planning9 oder die Einrichtung differenziert  instrumentierter Beiräte.10 

Wenn der Stadtplaner-Nachwuchs auch nach wie vor weitgehend im sozialtech-
nologischen Habitus der funktionsorientierten  Flächenplanung geschult wird11, ist 
also Bewegung doch abzusehen. Das gibt Anlass, darüber nachzudenken, welche 
Komplizenschaft dem Recht bei dem rücksichtslosen Umgang mit der städtischen 
Gestalt vorzuwerfen  ist. Denn wie in anderen Bereichen gesellschaftlicher Verände-
rung ist es das Recht, das die Instrumente zur Verfügung stellt. Zugleich hält es aber 
auch Maßstäbe bereit, an denen politische Aktivität zu messen ist. Vor allem die in 
der Verfassung niedergelegten Grundrechte erlauben, das geltende Recht auf seine 
Rolle für die Entwicklungs- und Entfaltungsmöglichkeiten der Einzelnen wie der 
Gesellschaft als Ganzer zu befragen. Dies ist das Vorhaben dieser Ausarbeitung. 

3 Vgl. Wiegandt,  Neue Stadtteile in den 90er Jahren, IzR 1998, S. 537 ff. 
4 Auf ihr liegt etwa Hoffmann-Axthelms  erstes Augenmerk, vgl. Die dritte Stadt, 1993. 
5 Sie ist Schwerpunkt etwa von Sieverts  Überlegungen, vgl. Zwischenstadt, 1999. 
6 Näher noch unten F. VI. 
7 Etwa: das Berliner Planwerk Innenstadt, inzwischen rechtsverbindlich, vgl. Bekanntma-

chung v. 18.5.1999, ABl. Berlin Nr. 41 v. 13.8.1999, S. 3131 ff.,  hierzu etwa: Kleihues,  Der 
„Masterplan" als künstlerisch wegweisendes Großstadtmodell, 1991 oder die Neugestaltung 
von Kassels Unterneustadt, s. Η offmann-Axthelm,  Anleitung zum Stadtumbau, 1996, S. 195 ff. 

8 Etwa: Knapp,  Jurykratie, Kursbuch 112 (1993), S.97ff. 
9 Vgl. Stadt  Essen  (Hrsg.), Wie geht es weiter am Berliner Platz?, 1999, insb. S. 12ff.  und 

Wie geht es weiter am Burgplatz?, 2000, insb. S. 10ff.;  s. a. Kaltenborn,  Planungswut in Essen, 
SZ Nr. 120 v. 28.5.1999; zur „Wuppertaler Planungszelle" s. etwa Losch/Gottmann,  DÖV2000, 
S. 372 ff. 

10 Beispielsweise in Berlin: Beirat für Städtebau und Stadtgestaltung beim Senator für Stadt-
entwicklung; in Frankfurt/M.:  der Städtebaubeirat; in Bern: die städtische Fachgruppe „Gestal-
tung im öffentlichen Raum". 

11 Beispielhaft Braam,  Stadtplanung, 1999: kein Wort zu gestalterischen Fragen. 
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Ausgangspunkt ist die Feststellung, dass das Grundgesetz in seiner in Art. 5 
Abs. 3 enthaltenen Gewährleistung der Freiheit der Kunst auch Baukunst12 unter 
grundrechtlichen Schutz stellt. Wo aber in der Stadt Gestaltwirkungen hergestellt, 
beeinflusst oder gestört werden, da ist immer auch die Freiheit des Lebensbereiches 
der Architektur, der professionell  auf den Umgang mit Gestalt verpflichtet ist, be-
rührt. Das Antinomische, das nach dem Maß gebenden Wort von Helmut Ridder das 
Verhältnis von Kunst und Macht bestimmt - und dennoch nicht berechtigt, die bei-
den Sphären als abstrakt gegeneinander gerichtet zu verstehen - , ist im Feld von 
Baukunst und Städtebau bislang nicht hinreichend gewürdigt worden.13 

I I . Der Abgrund zwischen Recht und Wirklichkeit 

Bevor diese Aufgabe angegangen werden kann, sind einige einschränkende An-
merkungen notwendig. Die Ausarbeitung ist darauf angewiesen, die Wirklichkeit 
von Kunst, von Baukunst und Städtebau, möglichst breit einzubeziehen. Wie sonst 
sollte der juristischen Reflexion der notwendige Sachbezug vermittelt werden! Je-
doch ist es der methodischen Aufrichtigkeit  halber geboten, den Anschein zu ver-
meiden, sie käme von der Kunst her zu den ausgebreiteten Problemen. Sie tut es 
nicht: Ihr Ausgangspunkt und ihre Zielstellung sind rechtlich. Die Wirklichkeit 
bleibt für den Juristen ein fremdes Land. Die folgenden Ausführungen genügen da-
her sicher nicht den Ansprüchen außerjuristischer Diskurse über Kunst im Allge-
meinen und über Baukunst und Städtebau im Besonderen. Doch muss der Versuch 
sachhaltiger Rede gemacht werden. Es ist immer wieder das Bemühen, der Wirk-
lichkeit gerecht zu werden, das die Selbstbezüglichkeit normativer Diskurse öffnet 
und die sachliche Richtigkeit und Gerechtigkeit von Recht gesellschaftlich erörter-
bar macht - was der Verfasser  als die erste Pflicht und das erste Vergnügen einer für 
die Sache von Freiheit und Demokratie streitenden Rechtswissenschaft benennen 
mag. 

Wer den Schwerpunkt verfassungsdogmatischer  Analyse auf die Wahrnehmung 
von Wirklichkeit legt, muss anderes vernachlässigen. Grundsätzliche methodenkri-
tische Fragen werden in dieser Arbeit weitgehend zurückgestellt; immerhin sollte 
der Verfasser  hier seine geistige Nähe zu topischen14 und hermeneutischen15 Ansät-

12 Zur Begrifflichkeit:  Der Begriff  der „Baukunst" ist - wie der der Architektur - doppelsin-
nig (vgl. Stichwort „Kunst" in: Brockhaus Enzyklopädie, 1990). Er beschreibt zum einen eine 
handwerklich-fachkundige Vorgehensweise, wie in Kochkunst, Ingenieurskunst oder ärztli-
cher Kunst; dieser Bereich dürfte heute treffender  als Bautechnik zu bezeichnen sein (Waiden-
fels,  Wolkenkuckucksheim, 1/1996, S. 1). Von diesem Sinn hat sich die Bedeutung von Kunst 
als dem, was ein Künstler hervorbringt, emanzipiert. Im Folgenden werden die Begriffe  Archi-
tektur und Baukunst synonym verwendet. 

13 Vgl. Ridder,  Freiheit der Kunst nach dem Grundgesetz, 1963, S. 22. 
14 Grundlegend: Viehweg,  Topik und Jurisprudenz, 1974. 
15 Grundlegend: Gadamer , Wahrheit und Methode, 1960/1990, insb. S.270ff.  und 330ff.; 

Müller,  Normstruktur und Normativität, 1966. 


